
Änderungsantrag zum Antrag „Mietenkampagne als 
gemeinsames politisches Ziel“
Antragsteller*innen: Johannes Gütschow, Nina Langanke

Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen:

· In Zeile 17 wird ein neuer Punkt 3 eingefügt:

Alle Städte aus dem Gebiet des KV Hannover werden aufgerufen sich der Kampagne 
anzuschließen. Die Basisorganisationen der Region sind eingeladen gemeinsam mit 
dem Kampagnenteam ein Konzept für die Region zu entwickeln. Es findet dazu im 
ersten Quartal 2026 ein Auftakttreffen zwischen Vertreter*innen der Mietenkampagne 
und Interessierten aus den Regions BOs statt.

· In Zeile 18 wird „Im Stadtgebiet Hannover“ durch „der beteiligten Städte“ ersetzt.
· Der letzte Satz von Punkt 3 (Zeilen 20-21) wird gestrichen, da er im neuen Punkt 3 

enthalten ist.
· In Zeilen 22-23 wird „Im Stadtgebiet Hannover“ durch „der beteiligten Städte“ ersetzt.
· In Zeilen 23 und 27 wird jeweils „Stadtrat“ durch „Stadträte“ und „Oberbürgermeister*in“ 

durch „Oberbürgermeister*innen“ ersetzt.
· Tippfehler Korrektur: In Zeile 26 wird der „an.“ durch „an,“ ersetzt.

Begründung:

Der originale Antrag fokussiert stark auf das Stadtgebiet Hannover, in dem die 
Mietenkampagne aktuell am aktivsten ist. Wir möchten mit der Änderung die Umland BOs in 
deren Städten es vielfach auch hohe Mietsteigerungen und Wohnungsnot gibt mit aufnehmen 
und einerseits ermutigen sich anzuschließen und andererseits klarstellen, dass alle 
Unterstützungs- und Schulungsangebote für alle Kandidierenden offen stehen, die sich der 
Mietenkampagne anschließen. Mit dem Beschluss ein Auftakttreffen zu machen möchten wir 
sicherstellen, dass es ein niederschwelliges Angebot gibt bei dem Umland BOs sich informieren 
und Unterstützung holen können.

Wir hängen nicht an einzelnen Formulierungen des Antrags und freuen uns über 
Gesprächsangebote wie der Inhalt auch anders in den Antrag aufgenommen werden kann. 

Anhang: Geänderte Fassung des Ursprungsantrags

Die Mitgliederversammlung des Kreisverbands Region Hannover möge beschließen:

1. Der Kreisverband Region Hannover unterstützt die bundesweite Mietenkampagne der 
Partei Die Linke und beteiligt sich aktiv an deren Umsetzung vor Ort.

2.  Der Kreisverband erkennt die Themen Miete und Wohnen als zentrale politische 
Schwerpunkte für den Kommunalwahlkampf 2026 und darüber hinaus im Stadtgebiet 
Hannover an.

3. Alle Städte aus dem Gebiet des KV Hannover werden aufgerufen sich der Kampagne 
anzuschließen. Die Basisorganisationen der Region sind eingeladen gemeinsam mit 
dem Kampagnenteam ein Konzept für die Region zu entwickeln. Es findet dazu im 



ersten Quartal 2026 ein Auftakttreffen zwischen Vertreter*innen der Mietenkampagne 
und Interessierten aus den Regions BOs statt.

[3.] Alle Gremien und Gliederungen des Kreisverbands, insbesondere der Kreisvorstand 
sowie die Basisorganisationen im Stadtgebiet Hannoverder beteiligten Städte, sind 
aufgerufen, die Mietenkampagne politisch, organisatorisch und öffentlichkeitswirksam zu 
unterstützen. Die Basisorganisation der Region sind eingeladen gemeinsam mit dem 
Kampagnenteam ein Konzept für die Region zu entwickeln.

[4.] Ziel des Kreisverbands ist es, dass alle Kandidierenden der Partei im Stadtgebiet 
Hannover in allen beteiligten Städten (Bezirksräte, Stadtrat, Regionsversammlung, 
Oberbürgermeister*in, Regionspräsident*in) im Kommunalwahlkampf 2026 sprechfähig 
zu den Inhalten und Forderungen der Mietenkampagne sind. Zu diesem Zweck bietet 
das Kampagnenteam im ersten Halbjahr 2026 eine Informationsveranstaltung an., an 
der die Kandidierenden für Stadtraäte, Regionsversammlung, Oberbürgermeister*in und 
Regionspräsident*in teilnehmen sollen. Die Kandidierenden für die Bezirksräte sind zur 
Teilnahme eingeladen.

4.[5.] Der Kreisverband stellt sich im Stadtgebiet Hannover hinter die Forderungen des 
Einwohner*innenantrags „Maßnahmen gegen den Mietennotstand in Hannover 
ergreifen!“ und unterstützt diesen politisch sowie organisatorisch, insbesondere durch 
Öffentlichkeitsarbeit und Mobilisierung zur Unterschriftensammlung.
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